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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.10.2012 

Geschäftszahl 

2011/07/0153 

Rechtssatz 

Die Parteistellung des Fischereiberechtigten ist eine beschränkte. Der Fischereiberechtigte ist darauf beschränkt, 
Maßnahmen zum Schutz der Fischerei zu begehren. Zu einer Ablehnung des zur Bewilligung beantragten 
Vorhabens ist er hingegen nicht berufen. Die Verletzung von Rechten des Fischereiberechtigten durch einen 
wasserrechtlichen Bewilligungsbescheid findet demnach nur dann statt, wenn seinem Begehren nach 
Maßnahmen zum Schutz der Fischerei zu Unrecht nicht Rechnung getragen wurde (vgl. E 25. Mai 2000, 
99/07/0072). 


